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Liter bruchsicher sein, bisher traf das erst für mehr als 
zwei Liter zu. In Kellern und anderen Räumen dürfen 
brennbare Flüssigkeiten nur in Behältern mit einem Fas­
sungsvermögen bis zu 20 Litern aufbewahrt werden.

Für die Verwendung von Flüssiggas, z. B. Propangas, 
ist zu beachten, daß beim Wechseln von Flüssiggasbehäl­
tern und nach dem Aufstellen von Campinggasanlagen die 
Anschlüsse mit Seifenlösung oder ähnlichen schaumbil­
denden Mitteln auf ihre Dichtheit zu prüfen sind.

Neuartige und bisher noch nicht normierte Regelungen 
richten sich an die staatlichen Leiter sowie an Eigentü­
mer und Vermieter von Wohnstätten. Hier sind die An­
forderungen an Evakuierungswege und -ausgänge im In­
teresse einer schnellen und sicheren Evakuierung von Men­
schen aus Bauwerken festgelegt. In allen Regelungen wur­
den die bestehenden gesellschaftlichen Erfordernisse, vor­
liegende wissenschaftliche Erkenntnisse sowie national und 
international gesammelte praktische Erfahrungen berück­
sichtigt.

Die Anlage 3 zur АО enthält die Brandschutzerforder­
nisse, die Betreiber von Campingplätzen, Zeltlagern u. a. 
Einrichtungen zu beachten haben. Diese Einrichtungen sind 
mit den erforderlichen Geräten, Mitteln und Anlagen zur 
Gewährleistung einer schnellen Alarmierung der Feuer­
wehr und der Brandbekämpfung auszustatten.

*

Die АО über den Transport und die Lagerung von Edel­
metallen, Edelsteinen und Perlen sowie Erzeugnissen aus 
Edelmetall, Edelsteinen und’ Perlen vom 29. Juni 1982 
(GBl. I Nr. 29 S. 541) regelt die Verantwortung der zustän­
digen Leiter und der von ihnen beauftragten Mitarbeiter 
für die Verhinderung einer mißbräuchlichen Verwendung 
bzw. eines Zugriffs durch Unbefugte auf diese Werte. Die 
Leiter haben in ihrem Verantwortungsbereich die Vor­
aussetzungen für einen wirkungsvollen Schutz der Werte 
beim Transport und bei der Lagerung zu schaffen und dazu 
Festlegungen zu treffen. Die АО regelt, daß Werttransporte 
durch beauftragte, namentlich festgelegte und belehrte Mit­
arbeiter der betreffenden volkseigenen Kombinate und 
Betriebe, der staatlichen Einrichtungen und der sozialisti­
schen Genossenschaften sowie durch die Deutsche Reichs­
bahn und die Deutsche Post erfolgen können. Für Pflicht­
verletzungen zuständiger Leiter oder beauftragter Mitar­
beiter bei der Lagerung von Werten sowie bei der Vorbe­
reitung und Durchführung von Werttransporten können 
Ordnungsstrafen ausgesprochen werden.

*

Auf dem Gebiet von Kultur und Bildung ist auf drei 
Rechtsvorschriften hinzuweisen.

Mit der 3. DB zum Kulturgutschutzgesetz — Ausfuhr von 
Kulturgut — vom 3. Mai 1982 (GBl. I Nr. 24 S. 432) to wurde 
festgelegt, daß Kulturgut nur ausgeführt werden darf, 
wenn die Ausfuhr im gesellschaftlichen Interesse liegt bzw. 
dem Anliegen, das' nationale Kulturerbe zu wahren und 
den Bestand allen national und international bedeutsamen 
Kulturgutes zu sichern, nicht zuwiderläuft.

Anträge auf Genehmigung der Ausfuhr sind an den 
Rat des Kreises, Abteilung Kultur, zu richten, auf dessen 
Territorium sich der ständige Standort für das Kulturgut 
befindet. Soll zweifelsfrei kein geschütztes Kulturgut i. S. 
der 1. DB zum Kulturgutschutzgesetz ausgeführt werden, 
kann eine Unbedenklichkeitsbescheinigung erteilt werden. 
Bei geschütztem Kulturgut entscheidet der Rat des Bezirks 
über die Ausfuhr. Eine Unbedenklichkeitsbescheinigung 
bzw. Ausfuhrgenehmigung verliert ein Jahr nach Erteilung 
ihre Wirksamkeit. Die Ausfuhrgenehmigung ist nicht über­
tragbar.

Die Ausfuhr von bestimmtem Kulturgut, für das spe­
zielle Regelungen über besondere Ausfuhrbestimmungen 
bestehen (z. B. Archivgut), ist bei den dafür zuständigen 
Fachorganen zu beantragen. In diesen Fällen erfolgt keine 
Entscheidung nach dieser DB. Weitere Rechtsvorschriften, 
nach denen Genehmigungen für die Ausfuhr von Kultur­
gut erforderlich sind, z. B. zoll- und devisenrechtliche Be­
stimmungen, bleiben wie bisher ebenfalls von dieser DB 
unberührt.

In Übereinstimmung mit dem Gemeinsamen Beschluß 
des Ministerrates der DDR und des Bundesvorstandes des 
FDGB vom 21. Juni 1979 „Für eine weitere Erhöhung des 
Niveaus der Erwachsenenbildung“* 1 11 haben sich die Volks­
hochschulen bemüht, den Wünschen der Bürger auf dem 
Gebiet der Weiterbildung immer besser gerecht zu werden.

Mit der neuen АО über die Aufgaben und Arbeitsweise 
der Volkshochschulen — Volkshochschulordnung — vom 
5. Mai 1982 (GB1.-Sdr. Nr. 1094) soll die Wirksamkeit der 
Volkshochschule im System der Weiterbildung erhöht wer­
den. Als staatliche Einrichtung der Erwachsenenbildung 
führt sie Lehrgänge zum Erwerb des Abschlusses der zehn- 
klassigen Oberschule und der Hochschulreife, zur Vermitt­
lung fremdsprachigen Wissens, zur Erweiterung der All­
gemeinbildung auf den verschiedenen Gebieten und zur 
Ausbildung in Stenographie und Maschineschreiben durch. 
Das Lehrgangsangebot ist mit anderen Einrichtungen der 
Erwachsenenbildung im Territorium abzustimmen. Die 
Lehrgangsorganisation hat die Arbeite- und Lebensbedin­
gungen der Werktätigen zu berücksichtigen, so insbeson­
dere bei der Festlegung der Unterrichtszeiten die Arbeits­
zeit der Werktätigen und die Verkehrszeiten der öffent­
lichen Verkehrsmittel.

Die weitere Erhöhung der Qualifizierung der Lehr­
kräfte des berufspraktischen Unterrichts zur Sicherung 
einer anspruchsvollen qualifizierten praktischen Ausbil­
dung der Lehrlinge ist das Anliegen der АО über die Aus­
bildung von Lehrkräften für den berufspraktischen Unter­
richt vom 23. August 1982 (GBl. I Nr. 33 S. 592). Die АО 
regelt die Ausbildung von Facharbeitern und Meistern zu 
Ingenieur- bzw. Ökonompädagogen sowie die Qualifizie­
rung von Fachschulkadern ohne pädagogischen Abschluß 
für den berufspraktischen Unterricht. Das Studium ist ein 
Fachschulstudium und kann im Direkt- oder Fernstudium 
erfolgen. Meister, für deren Fachrichtung es keine Fach­
schulausbildung gibt, können sich postgradual zum Lehr­
meister qualifizieren.

Die Freistellung von der Arbeit zur Teilnahme an Lehr­
veranstaltungen, Konsultationen und Prüfungen sowie die 
Entrichtung von Studiengebühren erfolgt nach der АО 
über die Freistellung von der Arbeit sowie über finanzielle 
Regelungen für das Fern- und Abendstudium und die Wei­
terbildungsmaßnahmen an den Hoch- und Fachschulen vöm 
1. Juli 1973 (GBl. I Nr. 31 S. 305) i. d. F. der АО Nr. 2 vom 
1. Juli 1981 (GBl. I Nr. 24 S. 299).12
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* Zu dem von der Volkskammer ln ihrer 5. Tagung verabschie­
deten Gesetz über die landwirtschaftlichen Produktionsgenos­
senschaften — LPG-Gesetz — vom 2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 25 
S. 443) vgl. „Das neue LPG-Gesetz — Ausdruck der Kontinuität 
der marxistisch-leninistischen Agrarpolitik“ (Begründung des 
Gesetzentwurfs durch H. Kuhrig), NJ 1982, Heft 8, S. 338 ff., so­
wie die Beiträge in NJ 1982, Heft 2, S. 52 ff.; Heft 4, S. 180 ff.; 
Heft 7, S. 295 f.; Heft 10, S. 443 ff.

Zu dem in der gleichen Tagung verabschiedeten Wassergesetz 
vom 2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 26 S. 467) nebst 1. bis 3. DVO dazu 
vgl. H. Richter/Ch. Meißner auf S. 501 f. dieses Heftes.

1 Vgl. АО über die materielle Anerkennung der Werktätigen für 
Einsparungen von volkswirtschaftlich wichtigen Energieträgern, 
Rohstoffen und Materialien vom 2. April 1981 (GBl. I Nr. 11 
S. 124).

2 Zum Vertragsgesetz vom 25. Mai 1982 (GBl. I Nr. 14 S. 293) vgl. 
K. Heuer, „Neues Vertragsgesetz — Vervollkommnung des Wirt­
schaftsrechts“, NJ 1982, Heft 6, S. 245 ff., sowie Wirtschaftsrecht 
1982, Heft 2.

3 Vgl. hierzu auch G. Walter, „Neues Vertragsgesetz — einige 
Fragen der weiteren Rechtsarbeit“, Wirtschaftsrecht 1982, Heft 4,

... S. 204 ff. (207).
4 Zur VO zum Schutz des land- und forstwirtschaftlichen Bodens 

und zur Sicherung der sozialistischen Bodennutzung — Boden- 
nutzungsVO — vom 26. Februar 1981 (GBl. I Nr. 10 S. 105) vgl. 
die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1981, Heft 8, S. 358 f.

5 Zur 2. VO über die Standortverteilung der Investitionen vom 
2. Februar 1979 (GBl. I Nr. 6 S. 57) vgl. die Gesetzgebungsüber­
sicht in NJ 1979, Heft 5, S. 215.

6 Vgl. hierzu die Festlegungen zur Erarbeitung und gewissen­
haften Verwirklichung der Betriebskollektivverträge als grund­
legende Dokumente der Betriebskollektive und einer wichtigen 
Seite der sozialistischen Demokratie (Beschluß des Sekretariats 
des Bundesvorstandes des FDGB vom 18. August 1982), Informa­
tionsblatt des FDGB Nr. 5 / September 1982, S. 4 ff.

7 Vgl. zur StVZO die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1982, Heft 5, 
S. 220 f., sowie zur 1. und 2. DB zur StVZO vom 29. März 1982 
(GBl. I Nr. 17 S. 355, 358) die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1982, 
Heft 8, S. 368.

8 Vgl. hierzu die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1975, Heft 3, 
S. 87 f.

9 Vgl. hierzu die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1976, Heft 21, 
S. 642 f.

10 Zum Kulturgutschutzgesetz vom 3. Juli 1980 (GBl. I Nr. 20 
S. 191) und zur 1. DB hierzu — Geschütztes Kulturgut — vom 
gleichen Tage vgl. die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1980, 
Heft 11, S. 508.

11 ND vom 10. Juli 1979, S. 3.
12 Vgl. hierzu die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1981, Heft 11, 

S. 503.


